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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1244/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Juli 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 11. Juli 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 56,5
096 46,1
999 51,3

0707 00 05 052 69,6
999 69,6

0709 90 70 052 78,8
999 78,8

0805 50 10 388 67,0
524 70,0
528 59,1
999 65,4

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 064 113,5
388 81,8
400 91,9
508 73,0
512 79,6
524 38,6
528 67,2
720 132,9
800 189,7
804 101,5
999 97,0

0808 20 50 388 91,6
512 90,8
528 79,6
999 87,3

0809 10 00 052 206,3
064 132,3
094 127,0
999 155,2

0809 20 95 052 258,8
060 115,5
061 222,3
064 231,2
068 86,8
400 263,3
999 196,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1245/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Bestimmung der hochwertigen Sortengruppen für Rohtabak, auf die das Quotenrückkaufpro-
gramm für die Ernte 2003 nicht angewendet wird

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rohtabak (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 14a sechster Gedanken-
strich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2848/98 der Kommission vom 22. Dezember 1998 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 2075/92 des Rates hinsichtlich der Prämienregelung,
der Produktionsquoten und der Sonderbeihilfe für
Erzeugergemeinschaften im Rohtabaksektor (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1983/2002 (4),
bestimmt die Kommission auf der Grundlage der
Vorschläge der Mitgliedstaaten die empfindlichen
Produktionsgebiete und/oder die hochwertigen Sorten-
gruppen, auf die das Quotenrückkaufprogramm nicht
angewendet wird.

(2) Einige Mitgliedstaaten haben beantragt, eine Reihe von
hochwertigen Sortengruppen für die Ernte 2003 vom
Quotenrückkaufprogramm auszuschließen. Diese hoch-
wertigen Sortengruppen sind daher für die Ernte 2003
zu bestimmen.

(3) Da der Mitgliedstaat die Verkaufsabsicht gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 2848/98 ab 1. November bekannt
gibt, muss die vorliegende Verordnung ab 1. November
2003 gelten.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Tabak —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die Ernte 2003 wird bei den nachstehenden hochwertigen
Sortengruppen der Quotenrückkauf auf folgende Mengen nicht
angewendet:

a) in Griechenland:
— Gruppe VIII 10 400 Tonnen;

b) in Frankreich:
— Gruppe III 3 411,851 Tonnen;

c) in Portugal:
— Gruppe I 1 227 Tonnen,

— Gruppe II 243 Tonnen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. November 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1246/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm,
Butter und Butterfett für die 123. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß

der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Buttermengen aus
ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren für
den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden
aufgrund der auf jede Einzelausschreibung einge-
gangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter
sowie ein Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und
Butterfett festgesetzt, oder es wird beschlossen, der

Ausschreibung keine Folge zu leisten. Der genannte
Mindestverkaufspreis und der betreffende Beihilfehöchst-
betrag können je nach Verwendungszweck, Milchfettge-
halt der Butter und Verarbeitungsweise differenziert
werden. Die Höhe der Verarbeitungssicherheit(en) ist
entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 123. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschrei-
bung sind die Mindestverkaufspreise, die Beihilfehöchstbeträge
sowie die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Juli 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 11. Juli 2003 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter
und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 123. Einzelausschreibung im Rahmen

der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit Indikatoren Ohne
Indikatoren Mit Indikatoren Ohne

Indikatoren

Mindestver-
kaufspreis

Butter
≥ 82 %

In unverändertem
Zustand — — — —

Butterfett — — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand — — — —

Butterfett — — — —

Beihil-
fehöchstbe-

trag

Butter ≥ 82 % 85 81 — 81

Butter < 82 % 83 79 — 79

Butterfett 105 101 105 101

Rahm — — 36 34

Verarbei-
tungssicher-

heit

Butter 94 — — —

Butterfett 116 — 116 —

Rahm — — 40 —

12.7.2003 L 174/5Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 1247/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Festsetzung des Höchstankaufspreises für Butter bei der im Rahmen der Dauerausschreibung
nach der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999 durchgeführten 76. Einzelausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999
der Kommission vom 16. Dezember 1999 mit Durch-
führungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 hinsichtlich der Interventionen auf dem Markt für
Butter und Rahm (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 359/2003 (4), wird unter Berücksichtigung
der bei einer Einzelausschreibung erhaltenen Angebote
nach Maßgabe des geltenden Interventionspreises ein
Höchstankaufspreis festgesetzt oder beschlossen, die
Ausschreibung aufzuheben.

(2) Aufgrund der erhaltenen Angebote ist der Höchstan-
kaufspreis in der nachstehend bezeichneten Höhe festzu-
setzen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die nach der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999 durchge-
führte 76. Einzelausschreibung, für die die Angebotsfrist am 8.
Juli 2003 abgelaufen ist, wird der Höchstankaufspreis auf
295,38 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Juli 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1248/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 295. Sonderausschreibung im
Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 124/1999 (4),
führen die Interventionsstellen im Hinblick auf die
Gewährung einer Beihilfe für Butterfett eine Daueraus-
schreibung durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung
wird aufgrund der je Sonderausschreibung einge-
gangenen Angebote eine Höchstbeihilfe für Butterfett
mit einem Mindestfettgehalt von 96 % festgesetzt, oder
es wird der Ausschreibung nicht stattgegeben. Die
Bestimmungssicherheit muss entsprechend festgesetzt
werden.

(2) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe fest-
zusetzen und die entsprechende Bestimmungssicherheit
festzulegen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 295. Sonderaus-
schreibung werden die Höchstbeihilfe und die Bestimmungs-
sicherheit wie folgt festgesetzt:

— Höchstbeihilfe: 105 EUR/100 kg,

— Bestimmungssicherheit: 116 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Juli 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1249/2003 DER KOMMISSION
vom 11. Juli 2003

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Tomaten/Para-
deiser, Tafeltrauben, Äpfel)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 47/2003 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel
35 Absatz 3 dritter Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1074/2003 der Kommis-
sion (3) wurden zur Eröffnung einer Ausschreibung die
Richtsätze der Erstattungen und die für die Lizenzertei-
lung nach dem Verfahren A3 in Betracht kommenden
Richtmengen, die geliefert werden können, festgesetzt.

(2) Unter Berücksichtigung der eingereichten Angebote
sollten die Höchsterstattungen und die mengenmäßigen
Anteile festgesetzt werden, zu denen Lizenzen für Ange-
bote erteilt werden, die auf diese Höchstsätze lauten.

(3) Bei Tomaten/Paradeisern (*), Tafeltrauben und Äpfeln
überschreitet die Höchsterstattung, die bei der Erteilung
von Lizenzen für die Richtmenge im Rahmen der Ange-
botsmengen zugrunde gelegt wird, die Richterstattung
nicht um mehr als das Anderthalbfache —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1074/2003 für Tomaten/Paradeiser, Tafeltrauben und
Äpfel geltenden Höchsterstattungen und Erteilungsanteile sind
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Juli 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft

12.7.2003L 174/8 Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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1994.



ANHANG

Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Tomaten/Paradeiser, Tafel-
trauben, Äpfel)

Erzeugnis Höchsterstattung
(EUR/t netto)

Erteilungsanteil der mit Höchsterstattung
beantragten Mengen

Tomaten 25 100 %

Tafeltrauben 19 4 %

Äpfel 19 9 %

12.7.2003 L 174/9Amtsblatt der Europäischen UnionDE



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 7. Juli 2003

zum Erlass der Einfuhrentscheidungen der Gemeinschaft für bestimmte Chemikalien gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 304/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der

Beschlüsse 2000/657/EG und 2001/852/EG

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/508/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 304/2003 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über die
Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien (1), insbesondere auf
Artikel 12 Absatz 1,

In Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 304/2003 entscheidet die
Kommission im Namen der Gemeinschaft für jede dem
Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnis-
setzung (Prior Informed Consent Procedure, PIC-
Verfahren) unterworfene Chemikalie darüber, ob ihre
Einfuhr in die Gemeinschaft genehmigt wird oder nicht.

(2) Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP)
und die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
(FAO) wurden damit beauftragt, die Sekretariatsarbeiten
für die Abwicklung des vorläufigen PIC-Verfahrens wahr-
zunehmen, das durch die Schlussakte der Konferenz der
Bevollmächtigten über das Rotterdamer Übereinkommen
über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach
Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche Chemika-
lien sowie Pestizide im internationalen Handel, insbeson-
dere durch die dazugehörige, in der Schlussakte nieder-
gelegte Entschließung zu vorläufigen Vereinbarungen,
geschaffen wurde; das Übereinkommen wurde am 11.
September 1998 unterzeichnet und von der Gemein-
schaft mit dem Beschluss 2003/106/EG des Rates (2)
gebilligt.

(3) Die Kommission, die als die gemeinsame bezeichnete
Behörde fungiert, ist verpflichtet, dem Sekretariat des
vorläufigen PIC-Verfahrens, nachstehend „vorläufiges
Sekretariat“ genannt, im Namen der Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten Entscheidungen über Chemikalien
zu übermitteln.

(4) Das vorläufige Sekretariat hat darum ersucht, dass die
am PIC-Verfahren Beteiligten für die Meldung ihrer
Einfuhrentscheidungen das spezielle Antwortformular
für das einführende Land verwenden.

(5) Die Chemikalie Monocrotophos (als Pestizid) wurde auf
die Liste der dem PIC-Verfahren unterworfenen Chemi-
kalien gesetzt, für die das vorläufige Sekretariat der
Kommission Informationen in Form eines Dokuments
zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses übermit-
telte. Monocrotophos ist bereits insoweit in das vorläu-
fige PIC-Verfahren aufgenommen, als bestimmte sehr
gefährliche Pestizidformulierungen, die Monocrotophos
enthalten, in Anhang III des Rotterdamer Übereinkom-
mens aufgeführt sind. Bis zur Bewertung von Monocro-
tophos durch die Gemeinschaft im Rahmen der
Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/
2003 des Rates (4), ist eine vorläufige Einfuhrentschei-
dung für diese Pestizidformulierungen im Beschluss
2000/657/EG der Kommission vom 16. Oktober 2000
zum Erlass der Entscheidungen der Gemeinschaft gemäß
der Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 des Rates betreffend
die Ausfuhr und Einfuhr bestimmter gefährlicher Chemi-
kalien (5), geändert durch Beschluss 2001/852/EG (6),
enthalten. Durch die Verordnung (EG) Nr. 2076/2002
der Kommission vom 20. November 2002 zur Verlänge-
rung der Frist gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie
91/414/EWG des Rates und über die Nichtaufnahme
bestimmter Wirkstoffe in Anhang I dieser Richtlinie
sowie den Widerruf der Zulassungen von Pflanzen-
schutzmitteln mit diesen Wirkstoffen (7), wurde Mono-
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crotophos aus Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG
gestrichen, und Zulassungen für Pflanzenschutzmittel,
die diesen Stoff enthalten, müssen bis zum 25. Juli 2003
zurückgezogen werden. Daher ist die vorläufige Ein-
fuhrentscheidung im Beschluss 2000/657/EG durch eine
endgültige Einfuhrentscheidung zu ersetzen.

(6) Für die Chemikalien 2,4,5-T, Chlorbenzilat und Phospha-
midon gilt die Richtlinie 91/414/EWG, die einen Über-
gangszeitraum vorsieht, während dessen die Mitglied-
staaten bis zum Erlass eines Beschlusses der Gemein-
schaft Entscheidungen über Stoffe und Erzeugnisse
treffen können, die in den Geltungsbereich dieser
Richtlinie fallen. Durch die Verordnung (EG) Nr. 2076/
2002 wurden diese Stoffe aus dem Anhang I der Rich-
tlinie 91/414/EWG ausgeschlossen, und die Zulassungen
für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstoffen müssen
bis zum 25. Juli 2003 zurückgezogen werden. Die Ein-
fuhrentscheidungen für die Pestizidformulierungen
2,4,5-T, Chlorbenzilat und Phosphamidon im Beschluss
2000/657/EG der Kommission, die als vorläufige
Entscheidungen bis zum Erlass eines Beschlusses der
Gemeinschaft vorgelegt wurden, sind daher entsprechend
durch endgültige Entscheidungen zu ersetzen.

(7) Auch für die Chemikalien Parathion und Methylpara-
thion gilt die Richtlinie 91/414/EWG. Durch die
Entscheidung 2001/520/EG der Kommission vom 9. Juli
2001 über die Nichtaufnahme von Parathion in Anhang
I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und die Aufhe-
bung der Zulassungen für Pflanzenschutzmittel mit
diesem Wirkstoff (1) sowie durch die Entscheidung 2003/
166/EG vom 10. März 2003 der Kommission über die
Nichtaufnahme von Methylparathion in Anhang I der
Richtlinie 91/414/EWG des Rates und die Aufhebung
der Zulassungen für Pflanzenschutzmittel mit diesem
Wirkstoff (2) wurden diese Stoffe jetzt aus dem Anhang I
der Richtlinie 91/414/EWG des Rates gestrichen, und die
Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die sie enthalten,
wurden zurückgezogen. Die Einfuhrentscheidungen für
die Pestizidformulierungen Parathion und Methylpara-
thion im Beschluss 2001/852/EG der Kommission vom
19. November 2001 zum Erlass der Einfuhrentschei-
dungen der Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2455/92 des Rates betreffend die Ausfuhr und
Einfuhr bestimmter gefährlicher Chemikalien und zur
Änderung des Beschlusses 2000/657/EG und im
Beschluss 2000/657/EG der Kommission, die als vorläu-
fige Entscheidungen bis zum Erlass eines gemeinschaftli-
chen Beschlusses vorgelegt wurden, sind daher entspre-
chend durch endgültige Entscheidungen zu ersetzen.

(8) Für die Chemikalie Ethylenoxid gilt die Richtlinie 79/
117/EWG des Rates vom 21. Dezember 1978 über das
Verbot des Inverkehrbringens und der Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln, die bestimmte Wirkstoffe

enthalten (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 807/2003 (4). Dies spiegelte sich in einer endgültigen
Einfuhrentscheidung wider, die im Beschluss 2001/852/
EG enthalten war. Doch wurde Ethylenoxid kürzlich im
Rahmen des Gemeinschaftsprogramms für die Bewer-
tung von chemischen Altstoffen gemäß der Richtlinie
98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von
Biozid-Produkten (5) notifiziert, die einen Übergangszeit-
raum vorsieht, während dessen die Mitgliedstaaten bis
zum Erlass eines Beschlusses der Gemeinschaft eine
Entscheidung über Stoffe und Erzeugnisse treffen
können, die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie
fallen. Die im Beschluss 2001/852/EG enthaltene Ein-
fuhrentscheidung ist daher zu ersetzen.

(9) Für die Chemikalie PBB (polybromierte Biphenyle) gelten
aufgrund der Richtlinie 76/769/EWG des Rates vom 27.
Juli 1976 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des
Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (6), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2003/11/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates (7), strenge
Beschränkungen auf Gemeinschaftsebene. Dies spiegelte
sich in einer Einfuhrentscheidung der Gemeinschaft
wider, die als PIC-Rundschreiben V den Stand am 30.
Juni 1995 wiedergab. Diese Entscheidung berücksichtigte
jedoch nicht das vollständige PBB-Verbot in Österreich
aus dem Jahre 1993. Daher muss diese Einfuhrentschei-
dung ersetzt werden.

(10) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 29
der Richtlinie 67/548/EWG des Rates (8), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003,
eingesetzten Ausschusses —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die im Anhang des Beschlusses 2000/657/EG enthaltenen
vorläufigen Entscheidungen über die Einfuhr der Chemikalien
2,4,5-T, Chlorbenzilat, Methylparathion, Monocrotophos und
Phosphamidon werden durch die Antwortformulare für das
einführende Land in Anhang I dieses Beschlusses ersetzt.

Artikel 2

Die endgültige Entscheidung über die Einfuhr von Ethylenoxid
und die im Anhang des Beschlusses 2001/852/EG enthaltene
vorläufige Entscheidung über die Einfuhr von Parathion werden
durch die Antwortformulare für das einführende Land in
Anhang II dieses Beschlusses ersetzt.
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Artikel 3

Die im PIC-Rundschreiben V veröffentlichte endgültige Entscheidung über die Einfuhr von polybromierten
Biphenylen (PBB) wird durch das Antwortformular für das einführende Land in Anhang III dieses
Beschlusses ersetzt.

Brüssel, den 7. Juli 2003

Für die Kommission
Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Revidierte Entscheidungen über die Einfuhr der Chemikalien 2,4,5-T, Chlorbenzilat, Methylparathion, Monocro-
tophos und Phosphamidon, die die in dem Beschluss 2000/657/EG enthaltenen vorangegangenen Einfuhr-

entscheidungen ersetzen
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ANHANG II

Revidierte Entscheidungen über die Einfuhr der Chemikalien Ethylenoxid und Parathion, die die in dem
Beschluss 2001/852/EG enthaltenen vorangegangenen Einfuhrentscheidungen ersetzen
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ANHANG III

Revidierte Entscheidung über die Einfuhr der Chemikalie PBB (polybromierte Biphenyle), die die bisherige
Einfuhrentscheidung aus dem Jahre 1995 ersetzt.

12.7.2003L 174/36 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



12.7.2003 L 174/37Amtsblatt der Europäischen UnionDE



12.7.2003L 174/38 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



12.7.2003 L 174/39Amtsblatt der Europäischen UnionDE



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 10. Juli 2003

zur Änderung der Entscheidung 2001/338/EG über Schutzmaßnahmen gegenüber Muscheln mit
Herkunft aus oder Ursprung in Peru

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 2290)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/509/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18.
Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die Vete-
rinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft einge-
führten Erzeugnissen (1), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nachdem sich bei einer Gemeinschaftskontrolle in Peru
gezeigt hat, dass bei der Muschelerzeugung gravierende
Hygienemängel bestehen, hat die Kommission die
Entscheidung 2001/338/EG (2) erlassen, mit der die
Einfuhr von Muscheln mit Herkunft aus oder Ursprung
in Peru mit Ausnahme — unter bestimmten Bedin-
gungen — von Pektenmuscheln ausgesetzt wurde.

(2) Die Entscheidung 2001/338/EG sollte im Lichte der von
den peruanischen Behörden gegebenen Garantien und
auf der Grundlage der Ergebnisse weiterer Gemein-
schaftskontrollen vor Ort überprüft werden.

(3) Bei einem Kontrollbesuch der Gemeinschaft im Mai
2002 haben die zuständigen peruanischen Behörden
ausreichende Garantien hinsichtlich der Kontrolle der
Erzeugungsgebiete von La Mina/Bahia Lagunilla und Isla
Tortuga vorgelegt. Die Ergebnisse des Kontrollbesuchs
lassen die Schlussfolgerung zu, dass die von den peruani-
schen Behörden vorgelegten Garantien ausreichen und
die Einfuhr von Pektenmuscheln aus den vorgeschla-
genen Gebieten unter den mit der Entscheidung 2001/
338/EG bereits für andere Aquakulturgebiete festgelegten
Bedingungen zugelassen werden kann.

(4) Die Entscheidung 2001/338/EG ist daher entsprechend
zu ändern.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) der Entscheidung 2001/338/
EG erhält folgende Fassung:

„a) Pektenmuscheln, die in den Aquakulturgebieten von
Pucusana (001), Guayanuna (002), La Mina/Bahia
Lagunilla (003) und Isla Tortuga (004) geerntet
wurden, sofern sie ausgeweidet sind;“

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab 15. Juli 2003.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 10. Juli 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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